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ERSTER ABSCHNITT 

Grundlegung 

Die Religion im modernen demokratischen Staat 

Erstes  Kapitel 

Zielsetzung und methodische Vorbemerkungen 

1. Aufgabenstellung 

Die Fülle des wirkl ichen Rechts erschließt sich nur demjenigen, der sich 
nicht mi t der Kenntnis der Normen allein begnügt, sondern auch das 
Verständnis hinzunimmt, das sie in der Rechtsprechung gefunden haben1. 
Ausgehend von dieser Tatsache stellt sich die vorliegende Arbeit die 
Aufgabe, auf der Grundlage der veröffentlichten  Gerichtsentscheidungen, 
soweit sie im Zeitraum vom Inkrafttreten  des Grundgesetzes bis zur 
Mitte des Jahres 1971 zum Grundrecht der Religionsfreiheit  in seiner 
individuellen und korporativen Erscheinungsform ergangen sind, eine 
Gesamtdarstellung der Rechtsprechung zu diesem Gegenstand zu geben. 
Auf induktive Weise w i l l sie unter Verwertung aller einschlägigen Ent-
scheidungen der verschiedenen Gerichtszweige und Instanzen eine leben-
dige Anschauung der Verfassungswirklichkeit  der Bundesrepublik 
Deutschland auf dem Gebiete der individuellen und verbandsmäßigen 
Religionsfreiheit  bieten. 

Die Rechtsprechung zum Individual- und Verbandsgrundrecht der 
Religionsfreiheit  zeigt einerseits eine durch die Natur dieses Sachgebietes 
bedingte starke Verwurzelung in den historischen Zusammenhängen des 
Staats- und Staatskirchenrechts2; sie vermittelt auf der anderen Seite 

1 Vgl. K . Larenz,  Methodenlehre der Rechtswissenschaft, 2. Aufl. , Ber l in -
Heidelberg - New York 1969, S. 407 m. w. N.; G. Dahm, Deutsches Recht. Die 
geschichtlichen und dogmatischen Grundlagen des geltenden Rechts, 2. Aufl. , 
Stuttgart 1963, § 7 I I I 1 (S. 35); W. Ecker,  Das Recht w i r d i n und m i t der Aus-
legung, JZ 1969, S. 478. 

2 Vgl. dazu J. HeckeZ,  der darauf hinweist, daß die Vergangenheit i n keinem 
Rechtsgebiet so gegenwärtig sei, wie i m Kirchenrecht und i m Staatskirchen-
recht. Die Beständigkeit der religiösen Idee, die i n der Kirche lebe, teile sich 

1 Listi 
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aber auch eine Vorstellung von der dynamisierenden Macht, die der 
Dri t ten Gewalt unter der Herrschaft  des Grundgesetzes eingeräumt wor-
den ist. Die Rechtsprechung hat während der ersten zwanzig Jahre der 
Bundesrepublik, in manchen Fällen, wie es scheint, an Stelle des untätig 
verharrenden Gesetzgebers handelnd, in schöpferischer  Interpretation 
der Verfassung und anderer Rechtsnormen das geltende Recht in vieler 
Hinsicht fortentwickelt 3. 

Ebenso wie in anderen Rechtsbereichen zeigen die Entscheidungen des 
Bundesverfassungsgerichts  auch auf dem Gebiete der Rechtsprechung zu 
den religiösen Freiheitsrechten die dominierende Stellung dieses ober-
sten deutschen Gerichts und bestätigen die Richtigkeit der Aussage 
Rudolf Smends, daß das Grundgesetz praktisch so gelte, wie das Bundes-
verfassungsgericht  es auslege, und die Literatur es auch in diesem Sinne 
kommentiere4. Gerade auf die Weiterentwicklung des Staatskirchenrechts 
haben die Entscheidungen des Bundesverfassungsgerichts  nachhaltig ein-
gewirkt. Sie haben erst die Konturen des Grundrechts der korporativen 
Religionsfreiheit  in voller Deutlichkeit hervortreten lassen und den Reli-
gionsgemeinschaften einen grundrechtlich gesicherten Freiheitsraum er-
schlossen, der ihnen vor Inkrafttreten  des Grundgesetzes noch niemals in 
dieser Form gewährleistet worden war. 

2. Methodik 

In ihrem methodischen Aufbau ist die vorliegende Arbeit von dem 
Bestreben gekennzeichnet, die einzelnen Rechts- und Lebensbereiche, in 
denen sich das Grundrecht der Religionsfreiheit  auswirkt, in ihrer Viel-
fältigkeit unverkürzt zur Darstellung zu bringen. Der Verfasser  sah sich 
deshalb genötigt, von der Anwendung einer anderen, für diese Darstel-
lung sich gleichfalls anbietenden Einteilungsmöglichkeit Abstand zu 
nehmen, nämlich von der Gliederung des Stoffes  nach rechtstypischen 
Problemstellungen, wie sie sich im Bereich des Grundrechts der Religions-
freiheit, ζ. B. bei der Frage nach den Schranken dieses Grundrechts oder 

auch ihrem Rechtsleben mi t . J. Hechel,  Kirchengut und und Staatsgewalt, in: 
Rechtsprobleme in Staat und Kirche. FS für R. Smend zum 70. Geburtstag. 
Göttingen 1952, S. 105 ff.;  abgedr. auch bei H. Quaritsch  und H. Weber  (Hrsg.), 
Staat und Kirchen in der Bundesrepublik. Staatskirchenrechtliche Aufsätze 
1950 - 1967. Bad Homburg v. d. H. 1967, S. 46 f. 

3 Über den schöpferischen Charakter und die Bedingungen der Verfassungs-
interpretation als einer konkretisierenden, vom Verfassungsgeber  nicht getrof-
fenen Entscheidung, vgl. K . Hesse, Grundzüge des Verfassungsrechts  der Bun-
desrepublik Deutschland. 2. Auf l . 1968, § 2 I I I (S. 25 f.), m. w. N. 

4 R. Smend,  Festvortrag zur Feier des zehnjährigen Bestehens des Bundes-
verfassungsgerichts  am 26. Januar 1962, in : Das Bundesverfassungsgericht. 
Karlsruhe 1963, S. 24; jetzt auch in R. Smend,  Staatsrechtliche Abhandlungen 
und andere Aufsätze. 2. Aufl., Ber l in 1968, S. 582. 
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im Hinblick auf das Problem der Geltung der Grundrechte im Privatrecht, 
immer wieder ergeben. Um jedoch eine wiederholte Erörterung ein und 
derselben Fragestellung im Verlaufe der Arbeit zu vermeiden, w i rd bei 
erneutem Auftauchen desselben rechtlichen Problems jeweils auf die-
jenige Stelle der Untersuchung verwiesen, an der die betreffende  Frage 
eingehender behandelt ist. 

Eine zutreffende  Gesamtwürdigung der Judikatur der Gerichte eines 
Staates zum Grundrecht der Religionsfreiheit  erfordert  einleitend die 
grundsätzliche Klärung des, wie die vergleichende Verfassungslehre  be-
weist, von Staat zu Staat verschiedenen Stellenwertes, den die Verfassung 
als normative Grundordnung des betreffenden  Staates dem Schutz der 
freien religiösen Betätigung der einzelnen Bürger und vor allem auch der 
Religionsgemeinschaften zuweist. 

Deshalb erschien es geboten, in der Einleitung zuerst den spezifischen 
Sinngehalt der vom Grundgesetz für die Bundesrepublik Deutschland 
dem Staat und seinen Organen auferlegten Verpflichtung zu welt-
anschaulicher und religiöser Neutralität darzulegen. Das folgende Ka-
pitel bietet, um eine introvertierte, allein auf die Bundesrepublik Deutsch-
land beschränkte Betrachtungsweise der Gewährleistung des Grund-
rechts der Religionsfreiheit  zu vermeiden, einen kurzen Ausblick auf die 
Stellung der Religionsfreiheit  in verschiedenen modernen Verfassungen. 
Ein weiteres Kapitel in diesem einleitenden Teil ist den Bemühungen ge-
widmet, die auf völkerrechtlicher Ebene, insbesondere im Rahmen der 
Vereinten Nationen, unternommen werden, um mit Hilfe internationaler 
Konventionen eine weltweite Intensivierung des Schutzes der religiösen 
Freiheitsrechte zu erreichen. Die Europäische Menschenrechtskonvention 
erfährt  in diesem Zusammenhang eine besondere Berücksichtigung. 

Schließlich darf  eine juristische Darstellung der Verwirklichung des 
Grundrechts der Religionsfreiheit  in der Bundesrepublik, deren Einwoh-
ner sich in ihrer ganz überwiegenden Mehrheit zum Christentum in der 
Form der beiden großen Konfessionen bekennen, die bedeutsamen Stel-
lungnahmen der Vollversammlungen des Ökumenischen Rates der K i r -
chen und des Zweiten Vatikanischen Konzils zu diesem Grundrecht nicht 
außer Betracht lassen5. 

Nach dem einleitenden und zugleich grundlegenden Teil behandelt der 
zweite Abschnitt der Arbeit die Rechtsprechung zum Grundrecht der 
Religionsfreiheit  als Individualrecht. Die Untersuchung wendet sich dabei 
zuerst dem Gebiet des öffentlichen  Rechts zu und behandelt anschließend 
die verschiedenen Bereiche des Privatrechts. Der dritte Abschnitt befaßt 

5 Vgl. dazu auch A. Hollerbach,  Die Kirchen unter dem Grundgesetz, 
W D S t R L 26 (1968), S. 68 ff., m. w. N. 
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